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Info-Brief 2 / 2019 
Neues im Betreuungsrecht 

 
 
 

1. Wahlrechtsausschlüsse für Betreute in allen Angelegenheiten 
und wegen Schuldunfähigkeit untergebrachte Straftäter 
verfassungswidrig 

 
Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden: Die Regelungen der 
Wahlrechtsausschlüsse für in allen ihren Angelegenheiten Betreute gemäß § 13 Nr. 
2 des Bundeswahlgesetzes (BWahlG) und für wegen Schuldunfähigkeit in einem 
psychiatrischen Krankenhaus untergebrachte Straftäter gemäß § 13 Nr. 3 BWahlG 
sind verfassungswidrig. Dies hat der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts 
mit am 21.02.2019 veröffentlichtem Beschluss im Verfahren einer 
Wahlprüfungsbeschwerde entschieden und festgestellt, dass die von diesen Rege-
lungen betroffenen Beschwerdeführer durch ihren Ausschluss von der Wahl zum 18. 
Deutschen Bundestag in ihren Rechten verletzt sind.  
Näheres unter: 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2019/
bvg19-013.html 
 
 

2. Zu den Aufgaben des Einrichtungsträgers im Zusammenhang 
mit der Verwaltung von Geldern des betreuten Menschen 

VG Minden, Beschluss vom 13. März.2019 – 6 L 1550/18 

1. Die Verwaltung der Barbeträge der Bewohner gehört zu den Aufgaben der 
Einrichtung im Rahmen der sozialen Betreuung.  

2. Ein Betreuer – auch mit dem Aufgabenbereich der Vermögensbetreuung – ist 
nicht zur tatsächlichen Verwaltung der Barbeträge an Stelle des Heimträgers 
verpflichtet.  

3. Die Pflicht eines Einrichtungsträgers zur Barbetragsverwaltung bis in Höhe 
normaler „Taschengeldbeträge“ beschränkt sich auf Verwaltungsmaßnahmen, 
die üblicherweise im Zusammenhang mit solchen „kleineren“ Beträgen 
anfallen, also die Entgegennahme von baren und unbaren Einzahlungen zu 
diesem Zweck, die sichere Verwahrung des eingezahlten Geldes, jederzeit 
mögliche Auszahlungen an jeden Bewohner aus seinem Barbetragsguthaben 
und die Führung individueller Kontolisten (Kontosalden), die jedem Bewohner 
den Überblick über seinen ihm aktuell zur Verfügung stehenden verwalteten 
Barbetrag ermöglichen.  

4. Darüberhinausgehende speziellere Geldgeschäfte, die üblicherweise von 
Geldinstituten (Banken, Sparkassen) erledigt werden, gehören nicht zu der 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2019/bvg19-013.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2019/bvg19-013.html
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einer Heimeinrichtung obliegenden Barbetragsverwaltung und sind nicht Teil 
der sozialen Betreuung, die von der Einrichtung zu leisten wäre.  

5. Die soziale Betreuung in Gestalt der Barbetragsverwaltung umfasst nicht die 
Verwahrung und Verwaltung hoher Geldbeträge im vierstelligen oder gar noch 
höheren Euro-Bereich – insoweit würde es sich um Vermögensverwaltung 
handeln – und insbesondere auch nicht die Erledigung etwaiger 
Überweisungsaufträge von Bewohnern.  

 
3. Zum Heimbegriff  

 
1. Lebt der Betroffene aufgrund Mietvertrags in einer Wohngemeinschaft und 

bezieht von einem gesonderten Anbieter ambulante Pflegeleistungen, so hält 
er sich damit grundsätzlich noch nicht in einem Heim gemäß § 5 Abs. 3 VBVG 
auf (Fortführung Senatsbeschluss vom 23. Januar 2008 – XII ZB 176/07, 
BtPrax 2008, 118).  
 

2. Sind der Vermieter und der vom Gremium der Bewohner beauftragte 
Pflegedienst personell miteinander verbunden, können aber die Bewohner, 
wenn auch nur in ihrer Gesamtheit, einen anderen Anbieter wählen, so führt 
dies ebenfalls noch nicht zur Einstufung als Heim im Sinne von § 5 Abs. 3 
VBVG. BGH, Beschluss vom 28. November 2018 – XII ZB 517/17 

 
 
4. Zu den Anforderungen an eine wirksame Patientenverfügung  

 
a) Die erforderliche Konkretisierung einer Patientenverfügung kann sich im 

Einzelfall bei einer weniger detaillierten Benennung bestimmter ärztlicher 
Maßnahmen durch die Bezugnahme auf ausreichend spezifizierte Krankheiten 
oder Behandlungssituationen ergeben. Ob in solchen Fällen eine hinreichend 
konkrete Patientenverfügung vorliegt, ist dann durch Auslegung der in der 
Verfügung enthaltenen Erklärungen zu ermitteln (im Anschluss an 
Senatsbeschluss BGHZ 214, 62 = BtPrax 2017, 120).  
 

b) b) Urkunden über formbedürftige Willenserklärungen sind nach allgemeinen 
Grundsätzen auszulegen. Außerhalb der Urkunde liegende Umstände dürfen 
dabei aber nur berücksichtigt werden, wenn der einschlägige 
rechtsgeschäftliche Wille des Erklärenden in der formgerechten Urkunde 
einen wenn auch nur unvollkommenen oder andeutungsweisen Ausdruck 
gefunden hat.  
 

c) Die vom Beschwerdegericht vorgenommene Auslegung einer 
Patientenverfügung kann vom Rechtsbeschwerdegericht grundsätzlich nur 
darauf überprüft werden, ob der Auslegungsstoff voll-ständig berücksichtigt 
worden ist, ob gesetzliche oder allgemein anerkannte Auslegungsregeln, 
sonstige Erfahrungssätze oder die Denkgesetze verletzt sind oder ob die 
Auslegung auf Verfahrensfehlern beruht. BGH, Beschluss vom 14. November 
2018 – XII ZB 107/18 
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5. BGH zur Genehmigungserfordernis bei einer wirksamen 
Patientenverfügung zum Abbruch lebenserhaltender 
Maßnahmen 

Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs (BGH) kommt in seinem Beschluss vom 
14.11.2018 zu folgender Entscheidung:  

Der Abbruch einer lebenserhaltenden Maßnahme bedarf dann nicht der 
betreuungsgerichtlichen Genehmigung nach § 1904 Abs. 2 BGB, wenn der 
Betroffene einen entsprechenden eigenen Willen bereits in einer wirksamen 
Patientenverfügung (§ 1901 a Abs. 1 BGB) niedergelegt hat und diese auf die 
konkret eingetretene Lebens- und Behandlungssituation zutrifft. 
 
In diesem Fall ist eine Einwilligung des Betreuers, die dem betreuungsgerichtlichen 
Genehmigungserfordernis unterfällt, in die Maßnahme nicht erforderlich, da der 
Betroffene diese Entscheidung selbst in einer alle Beteiligten bindenden Weise 
getroffen hat. 
 
Dem Betreuer obliegt es in diesem Fall nach § 1901 a Abs. 1 Satz 2 BGB nur noch, 
dem in der Patientenverfügung niedergelegten Willen des Betroffenen Ausdruck und 
Geltung zu verschaffen. 

Bei Zweifeln an der Bindungswirkung der Patientenverfügung, stellt das angerufene 
Gericht in solchen Fällen fest, dass eine gerichtliche Genehmigung nicht erforderlich 
sei (sog. Negativattest).  

Zum Beschluss des BGH in der Sache XII ZB 107/18 v. 14.11.2018  

 
 
6. Zur Einlegung eines Rechtsmittels nach wirksamem Widerruf 

der Vorsorgevollmacht  
 
Auch nach einem wirksamen Widerruf der Vorsorgevollmacht durch den Betreuer 
kann der Bevollmächtigte noch im Namen des Betroffenen, nicht aber im eigenen 
Namen Rechtsmittel gegen die Betreuerbestellung einlegen (Fortführung des 
Senatsbeschlusses 28.07.2015 – XII ZB 674/14, BGHZ 206, 321 = BtPrax 2015, 
241).BGH, Beschluss vom 12. Dezember 2018 – XII ZB 387/18 
 
 
7. Zur Geeignetheit des Betreuers  

 
1. Ein Betreuer ist nur dann geeignet im Sinne des § 1897 Abs. 1 BGB, wenn er – 
neben der fachlichen Qualifikation – auch in persönlicher Hinsicht zur Führung der 
Betreuung geeignet ist.  
2. Die persönliche Eignung eines Betreuers ist unteilbar und muss sich daher auf alle 
ihm übertrage-nen Angelegenheiten erstrecken.  
BGH, Beschluss vom 20. März 2019 – XII ZB 334/18  
 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=pm&Datum=2018&Sort=3&nr=90401&linked=bes&Blank=1&file=dokument.pdf
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8. Zum Vermögenseinsatz bei Eingliederungshilfe in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen  

 
Auch wenn ein Betreuter Eingliederungshilfe in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen bezieht, hat er sein Vermögen für die Vergütung seines Betreuers 
insoweit einzusetzen, als es den allgemeinen Schonbetrag nach § 90 Abs. 2 Nr. 9 
SGB XII von derzeit 5.000 € übersteigt. Der erhöhte Vermögensfreibetrag nach § 60 
a SGB XII von bis zu 25.000 € findet dabei keine Anwendung.  
BGH, Beschluss vom 20. März 2019 – XII ZB 290/18 
 
 

 
Bitte der Betreuungsbehörde der KV Rhein-Lahn! 

 
Die Betreuungsbehörde der Kreisverwaltung bittet gesetzliche Betreuer darum, 
formlos z.B. per Email mitzuteilen, wenn Betreuungen durch Tod oder durch 
Aufhebung der Betreuung beendet werden. Dies kann dann so in den Akten der 
Betreuungsbehörde erfasst werden, auch wenn keine Meldung durch das 
Betreuungsgericht erfolgen sollte. 
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